10. FEBRUAR 2026 - Gesetz zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich der Mehrwertsteuer


(Belgisches Staatsblatt vom 20. Juli 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST FINANZEN


10. FEBRUAR 2026 - Gesetz zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich der Mehrwertsteuer


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmungen


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


Art. 2 - Vorliegendes Gesetz dient der Teilumsetzung der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem.


KAPITEL 2 - Verpflichtungen in Bezug auf die Ausstellung strukturierter elektronischer Rechnungen


Art. 3 - Artikel 1bis des Mehrwertsteuergesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 16. Oktober 2022 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 23. November 2023, wird durch eine Nr. 12 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"12. "Richtlinie 2014/55/EU": die Richtlinie 2014/55/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über die elektronische Rechnungsstellung bei öffentlichen Aufträgen."


Art. 4 - Artikel 53 § 2bis desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 6. Februar 2024, wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a) werden die Wörter "oder 3" aufgehoben.

2. In Absatz 2 werden die Wörter "die europäischen semantischen und syntaktischen Normen EN 16931-1 und CEN/TS 16931-2" durch die Wörter "die europäische Norm für die elektronische Rechnungsstellung und die Liste von Syntaxen gemäß der Richtlinie 2014/55/EU" ersetzt.

3. In Absatz 5 werden die Wörter "oder 3" aufgehoben.

4. Der Paragraph wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Steuerpflichtige wie in Absatz 1 erwähnt sind nicht verpflichtet, eine strukturierte elektronische Rechnung auszustellen oder ausstellen zu lassen, wenn der Empfänger dieser in vorliegendem Paragraphen erwähnten strukturierten elektronischen Rechnung aus technischen Gründen nicht in der Lage ist, diese Rechnung selbst oder über einen Dritten in seinem Namen und für seine Rechnung zu empfangen. Steuerpflichtige wie in Absatz 1 erwähnt unterliegen in diesem Fall jedoch weiterhin der Verpflichtung, eine Rechnung gemäß § 2 auszustellen."


Art. 5 - In Artikel 53quater § 1 Absatz 2, eingefügt durch das Gesetz vom 7. März 2002 und ersetzt durch das Gesetz vom 23. November 2023, wird Nr. 3 wie folgt ersetzt:

"3. Lieferungen von Gütern und Dienstleistungen, die in Belgien stattfinden, aber ausschließlich für eine außerhalb Belgiens gelegene Niederlassung der in Absatz 1 erwähnten Steuerpflichtigen bewirkt werden, außer wenn diese Steuerpflichtigen in Belgien ansässig sind,".


Art. 6 - In Artikel 6 des Gesetzes vom 6. Februar 2024 zur Abänderung des Mehrwertsteuergesetzbuches und des Einkommensteuergesetzbuches 1992 in Bezug auf die Einführung der Verpflichtung zur elektronischen Rechnungsstellung wird Absatz 2 aufgehoben.


KAPITEL 3 - Berichtigung der abgezogenen Mehrwertsteuer in Bezug auf Investitionsgüter und auf Dienstleistungen, die Merkmale aufweisen, die mit den normalerweise Investitionsgütern zugeschriebenen Merkmalen vergleichbar sind


Art. 7 - In Artikel 48 § 2 des Mehrwertsteuergesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 14. Oktober 2018, werden die Absätze 2 und 3 wie folgt ersetzt:

"Für die vom König bestimmte Steuer auf unbewegliche Investitionsgüter und auf Dienstleistungen, die Merkmale aufweisen, die mit den normalerweise unbeweglichen Investitionsgütern zugeschriebenen Merkmalen vergleichbar sind, beläuft sich der Berichtigungszeitraum jedoch auf fünfzehn Jahre und erfolgt die Berichtigung jedes Jahr im Verhältnis zu einem Fünfzehntel des Betrags dieser Steuer.

In Abweichung von den Absätzen 1 und 2 beläuft sich der Berichtigungszeitraum hinsichtlich der vom König bestimmten Steuer auf Gebäude oder Gebäudeteile, gegebenenfalls einschließlich des dazugehörigen Grund und Bodens, und auf Dienstleistungen in Bezug auf diese Gebäude oder Gebäudeteile, die Merkmale aufweisen, die mit den normalerweise unbeweglichen Investitionsgütern zugeschriebenen Merkmalen vergleichbar sind, auf fünfundzwanzig Jahre, wenn diese Gebäude oder Gebäudeteile unter den Bedingungen von Artikel 44 § 3 Nr. 2 Buchstabe d) vermietet werden, und erfolgt die Berichtigung jedes Jahr im Verhältnis zu einem Fünftel beziehungsweise Fünfundzwanzigstel des Betrags dieser Steuer."


Art. 8 - Artikel 6 des Königlichen Erlasses Nr. 3 vom 10. Dezember 1969 über Vorsteuerabzüge für die Anwendung der Mehrwertsteuer, ersetzt durch das Programmgesetz vom 27. April 2007, wird wie folgt ersetzt:

"Art. 6 ­ Für die Anwendung des vorliegenden Erlasses versteht man unter Investitionsgütern Investitionsgüter und Dienstleistungen, die Merkmale aufweisen, die mit den normalerweise Investitionsgütern zugeschriebenen Merkmalen vergleichbar sind, für die der Vorsteuerabzug gemäß Artikel 48 § 2 des Gesetzbuches einer Berichtigung unterliegt.

Absatz 1 betrifft körperliche Güter, dingliche Rechte erwähnt in Artikel 9 Absatz 2 Nr. 2 des Gesetzbuches und Dienstleistungen, die dazu bestimmt sind, auf dauerhafte Weise als Arbeitsgeräte oder Betriebsmittel genutzt zu werden.

Absatz 1 betrifft nicht Verpackungen, Kleinmaterial, Kleinwerkzeug und Bürobedarfsmaterial, wenn diese Güter den vom Minister der Finanzen festgelegten Kriterien entsprechen.

Die in vorliegendem Artikel erwähnten Bestimmungen gelten ebenfalls für die Anwendung der Artikel 12 § 1 und 19 § 2 des Gesetzbuches."


Art. 9 - In Artikel 9 desselben Erlasses, ersetzt durch den Königlichen Erlass vom 12. Mai 2019 und abgeändert durch den Königlichen Erlass vom 11. Dezember 2019, werden die Paragraphen 2 und 3 wie folgt ersetzt:

"§ 2 - Für Steuern auf unbewegliche Investitionsgüter und auf Dienstleistungen, die Merkmale aufweisen, die mit den normalerweise unbeweglichen Investitionsgütern zugeschriebenen Merkmalen vergleichbar sind, beläuft sich dieser Zeitraum gemäß Artikel 48 § 2 Absatz 2 des Gesetzbuches jedoch auf fünfzehn Jahre.

Für die Anwendung von Absatz 1 betrifft dies Steuern auf:

1. Umsätze, die zur Errichtung von Gebäuden oder Gebäudeteilen führen oder beitragen,

2. den Erwerb von Gebäuden oder Gebäudeteilen, gegebenenfalls einschließlich des dazugehörigen Grund und Bodens,

3. den Erwerb eines in Artikel 9 Absatz 2 Nr. 2 des Gesetzbuches erwähnten dinglichen Rechts an Gebäuden oder Gebäudeteilen, gegebenenfalls einschließlich des dazugehörigen Grund und Bodens,

4. Immobilienarbeiten wie in Artikel 19 § 2 Absatz 3 des Gesetzbuches erwähnt, die Gebäude oder Gebäudeteile betreffen und deren Auswirkungen eine wirtschaftliche Nutzungsdauer haben, die der eines neu errichteten Gebäudes entspricht.

§ 3 ­ In Abweichung von den Paragraphen 1 und 2 beläuft sich der Berichtigungszeitraum hinsichtlich der Steuern auf Gebäude oder Gebäudeteile, gegebenenfalls einschließlich des dazugehörigen Grund und Bodens, und auf Dienstleistungen in Bezug auf diese Gebäude oder Gebäudeteile, die Merkmale aufweisen, die mit den normalerweise unbeweglichen Investitionsgütern zugeschriebenen Merkmalen vergleichbar sind, auf fünfundzwanzig Jahre, wenn sie unter den Bedingungen von Artikel 44 § 3 Nr. 2 Buchstabe d) des Gesetzbuches vermietet werden.

Für die Anwendung von Absatz 1 betrifft dies Steuern auf:

1. Umsätze, die zur Errichtung von Gebäuden oder Gebäudeteilen führen oder beitragen,

2. den Erwerb von Gebäuden oder Gebäudeteilen, gegebenenfalls einschließlich des dazugehörigen Grund und Bodens,

3. den Erwerb eines in Artikel 9 Absatz 2 Nr. 2 des Gesetzbuches erwähnten dinglichen Rechts an Gebäuden oder Gebäudeteilen, gegebenenfalls einschließlich des dazugehörigen Grund und Bodens,

4. Immobilienarbeiten wie in Artikel 19 § 2 Absatz 3 des Gesetzbuches erwähnt, die Gebäude oder Gebäudeteile betreffen und deren Auswirkungen eine wirtschaftliche Nutzungsdauer haben, die der eines neu errichteten Gebäudes entspricht."


Art. 10 - Der König kann die Artikel 6 und 9 des Königlichen Erlasses Nr. 3 vom 10. Dezember 1969 über Vorsteuerabzüge für die Anwendung der Mehrwertsteuer, so wie sie durch die Artikel 8 und 9 ersetzt beziehungsweise abgeändert worden sind, abändern, ergänzen, ersetzen oder aufheben.


KAPITEL 4 - Neue Mehrwertsteuerkette


Art. 11 - Artikel 53 § 1ter des Mehrwertsteuergesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 12. März 2023, wird wie folgt abgeändert:

1. Der einleitende Satz von Absatz 4 wird wie folgt ersetzt:

"Der Vorschlag einer Ersatzerklärung wie in Absatz 1 erwähnt wird dem in Absatz 1 erwähnten Steuerpflichtigen per einfachen Brief notifiziert und wird am dritten Werktag nach dem Tag der Aufgabe dieses Briefs beim Universalpostdiensteanbieter wirksam, außer wenn der Empfänger den Gegenbeweis erbringt. Er enthält folgende Angaben:".

2. Absatz 6 wird wie folgt ersetzt:

"Hat der in Absatz 1 erwähnte Steuerpflichtige die Erklärung wie in Absatz 5 erwähnt nicht innerhalb der in diesem Absatz erwähnten Frist eingereicht, wird die Ersatzerklärung endgültig; diese Erklärung sowie der geschuldete Steuerbetrag, der in dem Vorschlag einer Ersatzerklärung wie in Absatz 1 erwähnt festgelegt worden ist, werden dem in Absatz 1 erwähnten Steuerpflichtigen per einfachen Brief mit den in Absatz 4 erwähnten Angaben notifiziert. Diese Notifizierung wird am dritten Werktag nach dem Tag der Aufgabe dieses Briefs beim Universalpostdiensteanbieter wirksam, außer wenn der Empfänger den Gegenbeweis erbringt."


Art. 12 - Artikel 76 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 28. Dezember 1992 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 22. Dezember 2023, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 1 wird wie folgt ersetzt:

"§ 1 - Übersteigt der Betrag der Steuer, die gemäß den Artikeln 45 bis 48 während des Erklärungszeitraums der in Artikel 53 § 1 Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Erklärung für den Vorsteuerabzug in Betracht kommt, während dieses Zeitraums den Betrag der Steuern, die ein Steuerpflichtiger schuldet, der gemäß Artikel 50 für Zwecke der Mehrwertsteuer erfasst und zur Einreichung dieser Erklärung verpflichtet ist, wird der Überschuss (auch "Restbetrag" genannt) unbeschadet der Anwendung von Artikel 334 des Programmgesetzes vom 27. Dezember 2004 unter den Bedingungen und gemäß den Modalitäten, die der König festlegt, auf besondere Antragstellung des Steuerpflichtigen oder seines in Artikel 55 §§ 1 oder 2 erwähnten Fiskalvertreters spätestens am Ende des dritten Monats nach dem Erklärungszeitraum der in Artikel 53 § 1 Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Erklärung erstattet.

Der König bestimmt die Fälle, in denen die in Absatz 1 erwähnte Frist von drei Monaten verkürzt werden kann, sowie die Frist, in der der Überschuss erstattet wird.

Der in Absatz 1 erwähnte Überschuss wird jedoch nur erstattet, insofern alle in Artikel 53 § 1 Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Erklärungen in Bezug auf die sechs Monate vor dem Erklärungszeitraum der Erklärung, die zu dem Überschuss geführt hat, sowie diese letzte Erklärung innerhalb der Fristen und gemäß den Modalitäten, die in Ausführung dieser Bestimmung vorgeschrieben sind, eingereicht worden sind.

Sind Steuerpflichtige betroffen, die gemäß Artikel 55 § 3 Absatz 2 durch eine vorab zugelassene Person vertreten werden, wird der in Absatz 1 erwähnte Antrag von dieser vorab zugelassenen Person eingereicht.

Wird für den in Absatz 1 erwähnten Überschuss kein Erstattungsantrag gestellt oder sind die Bedingungen für die Erstattung ganz oder teilweise nicht erfüllt, wird dieser Überschuss auf das Mehrwertsteuerrückstellungskonto des Steuerpflichtigen wie in Artikel 83bis erwähnt gebucht, sofern dieser Überschuss nicht zuvor zur Begleichung einer Steuerschuld dieses Steuerpflichtigen verwendet wird, die für die Verwaltung eine sichere, feststehende und einforderbare Forderung darstellt, oder sofern er nicht Gegenstand einer in Absatz 6 erwähnten Einbehaltung ist.

Der in Absatz 1 erwähnte Überschuss - ob der Steuerpflichtige für die Erstattung optiert hat oder nicht - wird einbehalten:

1. nach Verhältnis einer Steuerschuld dieses Steuerpflichtigen, die zugunsten der Verwaltung zu begleichen ist, wenn diese Steuerschuld insgesamt oder teilweise keine sichere, feststehende und einforderbare Forderung darstellt,

2. wenn ernsthafte Vermutungen oder Beweise bestehen, dass eine oder mehrere Erklärungen wie erwähnt in Artikel 53 § 1 Absatz 1 Nr. 2 in Bezug auf vorhergehende Erklärungszeiträume fehlerhafte Daten enthalten, und diese Vermutungen oder Beweise auf eine Steuerschuld schließen lassen, ohne dass diese Schuld jedoch vor dem Zeitpunkt der Ausgabenanweisung oder der mit einer Zahlung gleichgesetzten Verrichtung tatsächlich festgelegt werden kann, damit die mit der Mehrwertsteuer beauftragte Verwaltung die Richtigkeit dieser Daten nachprüfen kann,

3. wenn der Steuerpflichtige nicht innerhalb der in Artikel 62 Absatz 2 Nr. 2 vorgesehenen Frist die von den Bediensteten der mit der Mehrwertsteuer beauftragten Verwaltung verlangten Auskünfte erteilt hat, die es ermöglichen, das tatsächliche Vorhandensein dieses Überschusses nachzuweisen.

Für die Anwendung der in Absatz 6 erwähnten Einbehaltung gilt die durch Artikel 1413 des Gerichtsgesetzbuches gestellte Bedingung vorbehaltlich des Gegenbeweises als erfüllt.

Die in Absatz 6 erwähnte Einbehaltung gilt als Drittsicherungspfändung im Sinne von Artikel 1445 des Gerichtsgesetzbuches. Der König bestimmt die Modalitäten für die Anwendung dieser Einbehaltung."

2. In § 2 wird Absatz 3 wie folgt ersetzt:

"Der erstattungsfähige Überschuss wird einbehalten:

1. nach Verhältnis einer Steuerschuld dieser Person, die zugunsten der Verwaltung zu begleichen ist, wenn diese Steuerschuld insgesamt oder teilweise keine sichere, feststehende und einforderbare Forderung darstellt,

2. wenn ernsthafte Vermutungen oder Beweise bestehen, dass eine oder mehrere Erklärungen wie erwähnt in Artikel 53ter Nr. 1 in Bezug auf vorhergehende Erklärungszeiträume fehlerhafte Daten enthalten, und diese Vermutungen oder Beweise auf eine Steuerschuld schließen lassen, ohne dass diese Schuld jedoch vor dem Zeitpunkt der Ausgabenanweisung oder der mit einer Zahlung gleichgesetzten Verrichtung tatsächlich festgelegt werden kann, damit die mit der Mehrwertsteuer beauftragte Verwaltung die Richtigkeit dieser Daten nachprüfen kann,

3. wenn die Person nicht innerhalb der in Artikel 62 Absatz 2 Nr. 2 vorgesehenen Frist die von den Bediensteten der mit der Mehrwertsteuer beauftragten Verwaltung verlangten Auskünfte erteilt hat, die es ermöglichen, das tatsächliche Vorhandensein dieses Überschusses nachzuweisen."


Art. 13 - In Artikel 83bis Absatz 1 Nr. 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 12. März 2023, werden die Wörter "der in Artikel 76 § 1 Absatz 6 erwähnten Einbehaltung unterliegt" durch die Wörter "Gegenstand einer in Artikel 76 § 1 Absatz 5 beziehungsweise 6 erwähnten Verwendung oder Einbehaltung ist" ersetzt.




Art. 14 - Artikel 91 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 20. November 2022 und abgeändert durch das Gesetz vom 28. Dezember 2023, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 4 wird Absatz 4 wie folgt ersetzt:

"Es wird jedoch kein Aufschubzins geschuldet:

1. für den Zeitraum ab dem Zeitpunkt, an dem die zu erstattende Steuer Gegenstand einer in Artikel 76 § 1 Absatz 6 Nr. 3 oder § 2 Absatz 3 Nr. 3 erwähnten Einbehaltung ist, bis spätestens zum Ende des dritten Monats nach dem Monat, in dem der Steuerpflichtige die in Artikel 76 § 1 Absatz 6 Nr. 3 oder § 2 Absatz 3 Nr. 3 erwähnten Auskünfte mitgeteilt hat,

2. wenn die Verwaltung nicht über die notwendigen Angaben verfügt, um die zu erstattenden Beträge gemäß Absatz 1 Nr. 1 auszuzahlen, und zwar für den Zeitraum ab dem Zeitpunkt, an dem die Beträge hätten ausgezahlt werden müssen, wenn die Verwaltung über die vorerwähnten Angaben verfügt hätte, bis zum Ende des Monats nach dem Monat, in dem diese notwendigen Angaben der Verwaltung mitgeteilt worden sind."

2. In § 5 wird Absatz 4 wie folgt ersetzt:

"Es wird jedoch kein Aufschubzins geschuldet, wenn:

1. die Erstattung aus dem Erlass oder der Ermäßigung einer Geldbuße hervorgeht, der beziehungsweise die als Gnadenerweis bewilligt wird,

2. die Steuer, deren Erstattung Gegenstand der in Absatz 1 erwähnten Inverzugsetzung ist, Gegenstand einer in Artikel 76 § 1 Absatz 6 Nr. 3 erwähnten Einbehaltung ist, und zwar für den Zeitraum ab dem ersten Tag des Monats nach dieser Inverzugsetzung bis spätestens zum Ende des dritten Monats nach dem Monat, in dem der Steuerpflichtige die in Artikel 76 § 1 Absatz 6 Nr. 3 erwähnten Auskünfte mitgeteilt hat,

3. die Verwaltung nicht über die notwendigen Angaben verfügt, um die zu erstattenden Beträge gemäß Absatz 1 auszuzahlen, und sie diese Angaben nicht mit angemessenen Bemühungen beschaffen kann, und zwar für den Zeitraum ab dem ersten Tag des Monats nach dem Monat, in dem die Beträge aufgrund einer an die Verwaltung gerichteten Inverzugsetzung hätten ausgezahlt werden müssen, wenn die Verwaltung über die notwendigen Angaben verfügt hätte, bis zum Ende des Monats nach dem Monat, in dem die für die Auszahlung der zu erstattenden Beträge notwendigen Angaben der Verwaltung mitgeteilt worden sind."




KAPITEL 5 - Sonderregelung der Steuerbefreiung für Kleinunternehmen


Art. 15 - Artikel 56bis desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 15. Mai 2014 und ersetzt durch das Gesetz vom 21. März 2024, wird durch einen Paragraphen 4 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 4 - Steuerpflichtige, die die Steuerbefreiung in Anspruch nehmen, dürfen die Steuer auf Güter und Dienstleistungen, die sie verwenden, um ihre Umsätze unter Befreiung von der Steuer zu bewirken, nicht abziehen."


Art. 16 - Artikel 56ter § 1 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 21. März 2024, wird wie folgt abgeändert:

1. Zwischen Absatz 1 und Absatz 2 wird ein Absatz mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Nimmt ein in Absatz 1 erwähnter Steuerpflichtiger seine wirtschaftliche Tätigkeit im Laufe eines Kalenderjahres auf, wird der in Absatz 1 erwähnte Betrag im Verhältnis zur Anzahl Tage herabgesetzt, die zwischen dem 1. Januar des betreffenden Kalenderjahres und dem Datum der Aufnahme der Tätigkeit abgelaufen sind."

2. Absatz 4, der zu Absatz 5 wird, wird wie folgt ersetzt:

"In Absatz 1 erwähnte Steuerpflichtige, die die Steuerbefreiungsregelung in Anspruch nehmen möchten, setzen die mit der Mehrwertsteuer beauftragte Verwaltung vorher von dieser Absicht in Kenntnis."


Art. 17 - In Artikel 56undecies desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 21. März 2024, werden die Wörter "56ter § 1 Absatz 4" durch die Wörter "56ter § 1 Absatz 5" ersetzt.


KAPITEL 6 - Sonderregelung für Landwirte


Art. 18 - Artikel 57 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 28. Dezember 1992 und zuletzt abgeändert durch das Gesetz vom 21. März 2024, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 1bis wird wie folgt ersetzt:

"§ 1bis - In § 1 erwähnte Landwirte sind im Hinblick auf die Ausübung dieser Tätigkeit nicht verpflichtet, den Verpflichtungen im Bereich Fakturierung, Erklärung und Zahlung der Steuer, die Steuerpflichtigen auferlegt sind, nachzukommen, mit Ausnahme von Verpflichtungen, die auf innergemeinschaftliche Umsätze, die von ihnen bewirkt werden, zurückzuführen sind, und mit Ausnahme der Fakturierungsverpflichtung in Bezug auf den in § 5 Absatz 1 Nr. 2 erwähnten Umsatz."

2. Ein § 1quater mit folgendem Wortlaut wird eingefügt:

"§ 1quater - Ohne den Vorteil dieser Sonderregelung für die in § 1 erwähnten Umsätze zu verlieren, die Landwirte im Rahmen der Ausübung ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit bewirken, dürfen sie andere Umsätze bewirken, wenn sie für diese Umsätze der in Artikel 56ter § 1 erwähnten Sonderregelung unterliegen."

3. Paragraph 6 wird wie folgt ersetzt:

"§ 6 - Vorliegende Regelung ist nicht anwendbar, wenn Landwirte die Tätigkeit in der Form einer Gesellschaft mit Rechtspersönlichkeit ausüben, die nicht als Landwirtschaftsunternehmen wie in Artikel 8:2 des Gesetzbuches der Gesellschaften und Vereinigungen erwähnt zugelassen ist."

4. In § 9 wird Absatz 1 wie folgt ersetzt:

"Landwirte, die die in § 1ter Absatz 1 oder in § 1quater erwähnten Bedingungen nicht erfüllen oder Umsätze bewirken, die nicht in § 1 Absatz 3, § 1ter und § 1quater erwähnt sind, verlieren für die Gesamtheit ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit den Vorteil dieser Sonderregelung. In diesem Fall unterliegen sie für die Gesamtheit ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit der normalen Steuerregelung."


KAPITEL 7 - Technische Abänderungen in den nationalen Rechtsvorschriften


Art. 19 - In Artikel 56 § 1 Absatz 1 Nr. 4 desselben Gesetzbuches, ersetzt durch das Gesetz vom 30. Juli 2018, werden die Wörter "im Horeca-Sektor" aufgehoben.


Art. 20 - In Artikel 56bis § 2 Absatz 2 Nr. 2 desselben Gesetzbuches, eingefügt durch das Gesetz vom 15. Mai 2014 und ersetzt durch das Gesetz vom 21. März 2024, werden die Wörter "im Horeca-Sektor" aufgehoben.


Art. 21 - [Abänderung des niederländischen Textes des Königlichen Erlasses Nr. 20 vom 20. Juli 1970 zur Festlegung der Mehrwertsteuersätze und zur Einteilung der Güter und Dienstleistungen nach diesen Sätzen]




KAPITEL 8 - Inkrafttreten


Art. 22 - Die Artikel 3 und 4, die Kapitel 3 und 4 und Artikel 16 Nr. 1 treten am Tag der Veröffentlichung des vorliegenden Gesetzes im Belgischen Staatsblatt in Kraft.


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 10. Februar 2026


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Finanzen
J. JAMBON

Mit dem Staatssiegel versehen:

Die Ministerin der Justiz
A. VERLINDEN

